Rede anlässlich des Besuches des Deutschen Bundespräsidenten a. D. 

Roman Herzog

(Europatag, 5. Mai 2011, Erste Kammer, Den Haag).
Ich begrüße den ehemaligen Deutschen Bundespräsidenten Herrn Roman Herzog hier in der Erste Kammer der Generalstaaten, insbesondere heute am Europatag (Schumandag). Herzlich willkommen, Herr Herzog.

Roman Herzog und ich haben gemeinsam einen Artikel unterzeichnet, der am 15. Januar 2010 in der Frankfurter Allgemeine Zeitung erschienen ist. Dieser Artikel von  Lüder Gerken, dem Vorstand des Zentrums für Europäische Politik, erschien unter dem Titel „Die EU schadet der Europa-Idee”. Die Hauptthese des Artikels lautet wie folgt: „Die EU muss die Akzeptanz, die sie bei vielen Bürgern, aber auch in großen Teilen der Wirtschaft verloren hat, wiedergewinnen”. Wir nannten das „eine existentielle Herausforderung”. Heute Mittag hat Roman Herzog im gleichen Sinne gesprochen. 

Ich bin der Meinung, dass die Europäische Union ihren Höhepunkt überschritten hat, wenn sie ihren derzeitigen Kurs nicht ändert. Die tiefere Ursache hierfür liegt in einem Zuviel, das bekanntlich schadet. Um dies zu erklären, möchte  ich auf die Rolle des Europäischen Parlamentes, der Europäischen Kommission und der Währungsunion eingehen.

Das Europäische Parlament lebt in einer föderalen Phantasie. Roman Herzog spricht hier von „einem prinzipiellen Missverständnis vom Wesen, Charakter und Zukunft der EU.” Das Parlament will in jeder Hinsicht „mehr Europa”. In manchen Punkten ist das wünschenswert, aber längst nicht in allen. Außerdem ist die europäische Bevölkerung skeptisch. Das Parlament ist legitim, da auf regulärem Weg gewählt. Aber es ist nicht repräsentativ, denn es verkörpert nicht länger die Meinung der europäischen Bürger. Das demokratische Defizit

besteht darin, dass nicht-gewählte Bürokraten über viel Macht verfügen, aber nicht von den Bürgern kontrolliert werden können, weil das Parlament ihre Wünsche nicht vertritt.

Zudem verletzt das Parlament mehrfach das Subsidiaritätsprinzip. Es soll sich auf Angelegenheiten beschränken, die grenzüberschreitende Auswirkungen haben und sollte sich nicht mit Themen befassen, die besser durch die nationalen Regierungen geregelt werden können. Ich nenne nur als Beispiel die Richtlinie, die selbständigen Frauen Anspruch auf soziale Sicherheit geben soll. Können wir solche Fragen nicht selber entscheiden?

Der Fehler, der ständig gemacht wird, ist, dass jede Angelegenheit, die für wichtig oder angebracht gehalten wird,  in einen EU-Vorschlag münden muss. Aber das ist natürlich ein Trugschluss.

Wenn Parlamente und Kommissionen das Subsidiaritätsprinzip dauernd vernachlässigen, dann müssen, wie Roman Herzog eben noch sagte, die Regierungen der Mitgliedsstaaten präventiv handeln durch „den bewussten und planmäßigen Einsatz der Vetorechte”. 

Das Europäische Parlament fordert mehr finanzielle Mittel in einer Zeit, in der sich jeder Finanzminister krumm legen muss aufgrund der Haushaltskürzungen. Das allein zeigt, wie sehr das Parlament unter einer Käseglocke lebt, unter der es sich immer im Recht wähnt. „Wenn wir nicht mehr Geld bekommen”, wird dann gesagt, „kann die EU den gemeinschaftlichen diplomatischen Dienst nicht aufbauen.” Das Parlament vergisst dabei, dass es diese Mittel durchaus innerhalb des gegenwärtigen Budgets finden kann. Von den regionalen Fonds wird zum Beispiel nur ein Teil verwendet. Außerdem bekommen auch die reichen Mitgliedstaaten Geld aus dem Fonds, was natürlich Unsinn ist. Mit dem Kohäsionsfonds ist es nicht anders. Ein dritter Vorbehalt besteht hinsichtlich der Agrarausgaben, die in Teilen in die Ursprungsländer zurückfließen könnten. Es dürfte klar sein, dass eine kritische Beurteilung des gegenwärtigen Haushalts noch ansehnliche Ressourcen ergeben würde.

Nun zur Europäischen Kommission. Diese zählt 27 Mitglieder, für jeden Mitgliedsstaat einen Kommissar. Das sind zu viele. Einige  von ihnen sind nur halb beschäftigt, wenn nicht sogar weniger. Aber jeder Kommissar möchte bekannt werden, am liebsten berühmt. Das kann nur gelingen, indem man Anträge stellt -egal, ob diese notwendig sind oder nicht. Ich möchte das anhand einer völlig verkehrten Initiative illustrieren:  Die Europäische Kommission meint, dass das Ergebnis eines Marktprozesses nicht  ohne weiters akzeptiert werden kann. Und so möchte die Kommission zunächst wissen, ob die Konsumenten zufrieden sind. Dazu verschickt sie aufs Geratewohl  Umfrageformulare. Sind die Konsumenten der Kommission zufolge nicht zufrieden, will sie eingreifen können. Diese Vorstellung ist lächerlich, denn sie verkennt völlig die Funktionsweise des Marktes. Wenn ein Modell von Toyota nicht gefällt, werden die Konsumenten dieses Model nicht kaufen und Toyota wird sich gezwungen sehen, die Produktion des Modells einzustellen. Ein Eingreifen der Europäischen Kommission ist hier nicht notwendig. 

Die beste Medizin gegen diese Schwemme an Initiativen ist, die Kommission  auf die Anzahl an Mitgliedern zu reduzieren, die nötig sind, um die tägliche Leitung der Europäischen Union sicherzustellen. Meiner Meinung nach reichen hierfür 12.

Es ist interessant, dass bereits der ehemalige Botschafter der Niederlande in Bonn und spätere niederländische Vertreter im Sicherheitsrat, Peter van Walsum, vorgeschlagen hat, den Rat auf 12 Mitglieder zu reduzieren. Er meinte, dass Organe, von denen aktives Handeln erwartet wird, nicht mehr als 12 Mitglieder zählen sollten
.

Doch woher sollten diese 12 Mitglieder der Europäischen Kommission kommen? Die internationale Politik gibt hier einige Beispiele. Der Sicherheitsrat hat ständige und wechselnde Mitglieder. Der internationale Währungsfonds hat Mitglieder, die andere Mitglieder vertreten. So vertreten die Niederlande unter anderem Kasachstan. Ein drittes Vorbild wäre die Europäische Investitionsbank die EIB. Dort wird ein Sitz für die Benelux-Staaten reserviert: Fünf Jahre für die Niederlande, fünf Jahre für Belgien und zwei Jahre für Luxemburg. Welchem Modell sollten wir folgen?

Die EU hat große und kleine Mitgliedsstaaten. Die großen sind: Deutschland, Frankreich und Großbritannien, mit Abstand gefolgt von Italien, Spanien und Polen. Sie verdienen alle einen festen Sitz. Dann bleiben noch sechs Sitze übrig für die 21 kleinen Mitgliedsstaaten. Wie diese zu verteilen sind, steht dann zur Diskussion. Vielleicht geografisch: ein Sitz für Skandinavien und das Baltikum, ein Sitz für die Benelux-Staaten usw.

Ich höre schon das Murren, dass diese vVerteilung auf das verhasste Direktorium der Großen hinausläuft. Aber die Großen sind längst nicht immer einer Meinung: siehe Irak, siehe Lybien. Es sollte darüber hinaus immer auf jemanden gehört werden, der eloquent eine gut durchdachte Meinung vertritt.

Wenn das Dogma von der Gleichheit der EU dazu führt, Deutschland in der gleichen Art und Weise zu behandeln wie Lettland, wird die Union international in steigendem Maße an Bedeutung verlieren. 

Inwieweit eine solche Reduzierung möglich ist, wird sich zeigen. Insbesondere da Irland, angesichts seines Zögerns für den Vertrag von Lissabon zu stimmen, mit dem Versprechen bestochen wurde, immer einen eigenen Kommissar zu behalten. Aber dazu kommt: Irgendwann einmal werden auch Kroatien, Serbien, Montenegro und Albanien EU-Mitglied werden. Alle mit einem eigenen Kommissar, der sich natürlich profilieren möchte, indem er Initiativen anstößt? Daran darf ich gar nicht denken. 

Da ich jetzt doch über die Anzahl der Mitgliedstaaten spreche, muss ich noch etwas los werden. Ich haben dem Beitritt von acht osteuropäischen Ländern zugestimmt – weil ich finde, dass Budapest und Prag im Herzen von Europa zuhause sind. Ich bin viel zurückhaltender, was Bulgarien und Rumänien anbelangt. Die mussten unbedingt 2007 Mitglieder werden. Warum? Weil der Europäische Rat, d. h. die Gesellschaft der Regierungschefs, es so wollte. Hier rächt sich die Tatsache, dass die Mitglieder des Rats einfach keine Ahnung haben, wie die EU funktioniert. Inzwischen ist man übereingekommen, bei zukünftigen Beitrittsverhandlungen kein Datum mehr zu nennen. Aber das Kind ist bereits in den Brunnen gefallen. Bulgarien und Rumänien sind zehn Jahre zu früh Mitglieder geworden.  

Und wie steht es um die Türkei? Das ist eine schwierige und umstrittene Frage. Die Argumente gegen einen türkischen Beitritt liegen auf der Hand. Hören wir dazu Helmut Schmidt, zitiert von Theo Sommer
: Das türkische Wohlstandsniveau liegt weit unter dem europäischen Durchschnitt. Die Türken gehören einer völlig anderen Kultur an. Der Konflikt um Zypern ist noch lange nicht gelöst. Die Türkei durchlebt einen Prozess der Re-Islamisierung. Kurzum, ein Beitritt der Türkei „würde die Union überfordern”. Schmidt schreibt 2010, ich zitiere: „Wenn es zur Aufnahme der Türkei kommt, kann das der Anfang vom Ende der Europäischen Union werden.”

Das sind krasse Aussagen. Ich füge noch ein weiteres Argument hinzu: Ein Beitritt der Türkei wird den Druck der Ukraine um eine EU-Mitgliedschaft, weiter vergrößern. Dieses Land ist europäischer als die Türkei. Außerdem hat es einen starken Anwalt in der polnischen Regierung. Weil Stalin die Grenzen nach Westen verschoben hat, leben in der Ukraine viele Polnisch sprechende Menschen.

Aber die de Ukraine kommt natürlich nicht allein. Weiß-Russland und Moldawien gesellen sich dazu, vielleicht sogar die kaukasischen Republiken Georgien, Armenien und Aserbaidschan. Zusammen mit den Nachfolgestaaten von Jugoslawien wird die EU dann um die 40 Mitglieder haben. Damit wäre sie nicht mehr handlungsfähig.

Das sind wichtige Bedenken, doch es gibt auch Gründe, die für einen türkischen Beitritt sprechen. Ich nenne hier zwei, die sich seit den arabischen Revolutionen 

ergeben haben.
Es wäre übertrieben von einem “Pax Americana” angesichts der Länder im südlichen Mittelmeerraum zu sprechen. Doch ist es zweifellos so, dass der amerikanische Einfluss dort stabilisierend gewirkt hat, sicher was Ägypten anbelangt. Es ist aber auch nicht unwahrscheinlich, dass der Einfluss abnehmen wird. Die Türkei ist ein großes und bevölkerungsreiches Land, dessen  Wirtschaft schnell wächst und dessen außenpolitische Ambitionen unverkennbar sind. Man könnte sich vorstellen, dass ein enges Band mit der Türkei für die EU durchaus von Nutzen sein könnte, da diese einen stabilisierenden Einfluss im Süden des Mittelmeers ausüben kann.

Ich möchte dem noch ein weiteres Argument hinzufügen, das sich auf den Zustrom von illegalen Zuwanderern und vor allem deren Zukunft, bezieht. Wir können diesen Zustrom nicht verkraften. Das Mittelmeer kann man überwachen. Die griechisch-türkische Grenze dagegen ist nicht zu überwachen. Die Türken haben kein Interesse daran, den Zustrom illegaler Einwanderer einzuschränken. Sie finden, dass das unser Problem ist. Eine türkische EU-Mitgliedschaft dagegen würde sicher zu einem anderen Standpunkt in dieser Frage führen.

Verlautbarungen zufolge erwägen die Regierungen in Bonn und Paris das Schengenabkommen zu revidieren
. Die Regierung in Den Haag täte gut daran, sich dem anzuschließen.

Übrigens hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg angeordnet, dass illegale Einwanderer nicht nach Griechenland ausgewiesen werden dürfen, aufgrund der dort herrschenden menschenunwürdigen Zustände. Der Gerichtshof tastet hiermit eines der Grundprinzipien des Binnenmarktes an, das besagt, dass wir von der Rechtsstaatlichkeit der anderen Mitgliedstaaten ausgehen sollten. Ich frage mich, ob das dem Gerichtshof  bewusst gewesen ist. 

Weiterhin möchte ich darauf hinweisen, dass in den Vereinigten Staaten Mitgliedskandidaten des Obersten Gerichtshofes den Advise and Consent Verfahren des Senates unterstellt sind. Meines Wissens existiert dergleichen in Europa nicht für die Mitgliedskandidaten des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte. Müssten hier nicht eigentlich ähnliche Regeln gelten?

Ich komme nun zur Währungsunion. Diese ist auf eine Initiative von Deutschland und Frankreich entstanden. Aber die beiden Länder strebten Zielstellungen an, die unerreicht geblieben sind. Bundeskanzler Helmut Kohl wollte eine Europäische Politische Union und war bereit, dafür die D-Mark zu opfern. Am 6. November 1991 sagt er: „Die politische Union ist das unerlässliche Gegenstück zur Wirtschafts- und Währungsunion” 
. Doch  die politische Union ist nicht entstanden und es wird sie auch nicht geben. Das französische Ziel war – und wird es auch bleiben – politischen Einfluss auf die Europäische Zentralbank zu nehmen. Das wiederum war für Deutschland und die Niederlande unannehmbar. Beide Protagonisten stehen in dieser Beziehung also mit leeren Händen da.
Doch diese unterschiedlichen Zielvorstellungen wirken nach. Frankreich und Deutschland haben verschiedene Ansichten zur Währungsunion. Die Franzosen wollen, dass wichtige wirtschaftliche Beschlüsse von Politkern gefasst werden. Das hätte zur Folge, dass Ungleichgewichte auf Überschuss- und Defizit-Länder verteilt würden und dass die Europäische Zentralbank diesen Vorgang beschleunigen würde. Deutschland dagegen – hierin unterstützt durch die Niederlande – will, dass grundsätzliche wirtschaftliche Beschlüsse im Vertrag selbst festgeschrieben werden: eine unabhängige Zentralbank, Priorität für eine Preisstabilität, ausgeglichene Haushalte und kein bail out, so dass Defizit-Länder ihre Probleme selbst lösen müssen. 
Die Währungsunion leidet also an zwei Geburtsfehlern: Erstens gibt es kein Zentrum, das bindende Sanktionen auferlegen kann; zweitens ist der Euro eine Währung, die zwei Gruppen von Ländern mit verschiedenen wirtschaftlichen Kulturen verbinden muss: one size fits all. 

Ich fasse zusammen:

1) Das Europäische Parlament lebt in einer föderalen Phantasie  und ist darum nicht repräsentativ für die Menschen im Land.

2) Die Europäische Kommission ist zu groß und muss reduziert werden.

3) Die Währungsunion leidet an Geburtsfehlern, die nicht behoben werden können. 

Wir werden die aktuelle Krise sicher überwinden. Wir werden nicht ungeschoren davonkommen, dennoch. Ich befürchte aber, dass nach einiger Zeit eine neue Krise folgen wird, denn die zwei Geburtsfehler werden weiterhin bestehen bleiben. 

Roman Herzog hat seine Rede mit Warnungen gegen ein bürokratisiertes Europa beendet. Ein bürokratisches Europa, sagt er, ist kein starkes, sondern schwaches Europa. Er hat Recht. Ich hoffe, dass Brüssel gut zugehört hat.               

Frits Bolkestein 
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